Medienkonferenz vom 23. Oktober 2009
Das Weiterbildungsobligatorium als Königsweg
Weiterbildung für alle ist ein zentraler Erfolgsfaktor für die Schweizer Wirtschaft. Nur wenn es gelingt, das Wissen und Können aller Arbeitnehmenden laufend den neuen Anforderungen anzupassen, können wir in der Schweiz unseren hohen Lebensstandard auch in Zukunft halten. Damit die Weiterbildung für alle Arbeitnehmenden zum Standard wird, fordert Travail.Suisse ein Weiterbildungsobligatorium.

Martin Flügel, Präsident Travail.Suisse

Das Wissen und das Können der Arbeitnehmenden sind ein zentraler Erfolgsfaktor unseres Wohlstandes. Mehr als alle Spitzenleistungen in der Forschung hat das hohe allgemeine Bildungsniveau der Arbeitnehmenden zum Spitzenplatz der Schweiz bei der Wettbewerbsfähigkeit und dem Wohlstand der Schweiz beigetragen.

Die Welt verändert sich rasant
Die Fähigkeit des Schweizer Bildungssystems, den meisten jungen Menschen eine gute Grundausbildung zukommen zu lassen, ist also gross. Das reicht aber heute und in Zukunft bei weitem nicht mehr aus, um den wirtschaftlichen Spitzenplatz der Schweiz zu bewahren. 

Bereits seit einiger Zeit ist klar, dass auch eine noch so gute Grundausbildung nicht für ein ganzes Berufsleben genügt. Die sozialen, technologischen und wirtschaftlichen Veränderungen in der Arbeitswelt sind gross. Die Arbeitnehmenden müssen in immer kürzeren Abständen immer wieder neue, meist auch steigende Anforderungen bewältigen. Die „Halbwertszeit“ von Wissen und Können wird kürzer. In Bezug auf ihren Bildungsstand gehören die Arbeitnehmenden heute also deutlich früher „zum alten Eisen“. Gleichzeitig wird die Schweizer Wirtschaft aufgrund der demographischen Entwicklung schon bald vermehrt auf die älteren Arbeitnehmenden angewiesen sein.

Ohne Korrekturmassnahmen laufen diese beiden Entwicklungen darauf hinaus, dass ein immer grösserer Anteil der Arbeitnehmenden nicht mehr den hohen und aktuellen Bildungsstand hat, der so viel zur Erfolgsgeschichte  Schweiz beigetragen hat. Die Folgen für die Wirtschaft und die Gesellschaft dürften gravierend sein.
Weiterbildung tut Not
Weiterbildung ist das wichtigste Instrument, um den Stand des Wissens bei den Arbeitnehmenden hoch und aktuell zu halten. Der einzelne Arbeitnehmende kann mit Weiterbildung sein Wissen und Können laufend neuen Anforderungen anpassen und dadurch zusätzliche Aufgaben übernehmen. Die Arbeitnehmenden werden produktiver. Im Weiteren sind die Arbeitnehmenden dank Weiterbildung flexibler und so auch besser in der Lage, mit Veränderungen am Arbeitsplatz umzugehen. Je länger, desto mehr ist Weiterbildung für die Arbeitnehmenden sogar notwendig, um den Lebensstandard zu halten und das Risiko zu vermeiden, wegen einem zu tiefen Lohn den Lebensunterhalt nicht eigenständig verdienen zu können. Weiterbildung ist Teil einer präventiven Sozialpolitik.
Für die Gesamtwirtschaft besteht die Bedeutung von Weiterbildung insbesondere darin, dass gut ausgebildete und ständig weitergebildete Arbeitnehmende vielfältiger, flexibler und für qualifiziertere Arbeit eingesetzt werden können. Dies hilft den Unternehmen, die hohe Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. Und nur wenn die Unternehmen hoch produktiv und wettbewerbsfähig sind, können die Arbeitsplätze und das hohe Lohnniveau in der Schweiz gehalten werden. Weiterbildung ist also Standortpolitik.
Weiterbildung für alle mit Weiterbildungsobligatorium
Ein zentrales Problem der jetzigen Situation in der Weiterbildung ist deren ungleiche Verteilung. Heute bilden sich die gut ausgebildeten, Vollzeit arbeitenden Männer weiter. Deutlich weniger bis fast keine Weiterbildung betreiben hingegen Arbeitnehmende mit Teilzeitpensen, Frauen und insbesondere tief qualifizierte Arbeitnehmende. 
Diese einseitige Verteilung hat einerseits negative wirtschaftliche Effekte: Ein grosser Teil der Erwerbstätigen bildet sich nicht weiter und kann so das vorhandene Potential nicht entfalten. Andererseits ist diese Verteilung auch sozialpolitisch gravierend: Tief qualifizierte Arbeitnehmende, die sich kaum weiterbilden, sind schlecht auf Veränderungen vorbereitet. Ihr Risiko, arbeitslos, invalid oder sozialhilfeabhängig zu werden, steigt zusätzlich an.

Die heutige Weiterbildungspolitik ist nicht in der Lage, diese einseitige und weder wirtschaftlich noch gesellschaftlich zielführende Verteilung der Weiterbildung zu überwinden. Travail.Suisse fordert deshalb eine neue Weiterbildungspolitik. Und zwar eine Weiterbildungspolitik, mit der das Wissen und Können aller Arbeitnehmenden laufend an die neuen Anforderungen angepasst wird. 
Konkret heisst das, dass eine neue Weiterbildungspolitik nicht nur den Zugang zu Weiterbildung vereinfachen muss. Vielmehr muss Weiterbildung zur Selbstverständlichkeit werden. Dazu braucht es aber mehr als ein Recht auf Weiterbildung oder Steuererleichterungen. Dazu braucht es unserer Ansicht nach ganz klar ein Weiterbildungsobligatorium. Nur mit einem Obligatorium wird Weiterbildung zum Standard für alle Arbeitnehmenden. Und nur mit einem Obligatorium können wir sicherstellen, dass in der Schweiz auch zukünftig ein grosser Teil der Arbeitnehmenden über das nötige hohe und aktualisierte Bildungsniveau verfügt. Travail.Suisse fordert deshalb, dass im neuen Weiterbildungsgesetz ein Weiterbildungsobligatorium für alle Arbeitnehmenden vorgesehen wird.

Obligatorium: Schreckgespenst oder Königsweg?
Die Forderung nach einem Weiterbildungsobligatorium, die ja von Travail.Suisse bereits zu einem früheren Zeitpunkt einmal aufgestellt wurde, löst starken und meist sehr grundsätzlichen Widerstand aus. Insbesondere Arbeitgeber und bürgerliche Politiker und Politikerinnen appellieren gerne an die individuelle Verantwortung und stellen ein Obligatorium als Schreckgespenst für eine freiheitliche Ordnung dar.
Obligatorien haben aber auch in einer freiheitlichen Ordnung ihre Berechtigung. Es gibt in der Schweiz eine ganze Reihe von völlig unbestrittenen Obligatorien wie das Gurten- und Helmobligatorium, das Schiessobligatorium, die obligatorische Altersvorsorge oder das Schulobligatorium, um nur einige wenige zu nennen. Obligatorien kommen in der Schweiz immer dann zum Zug, wenn ein gewichtiges gesellschaftliches Problem nur gelöst werden kann, indem alle ihren Beitrag leisten und für alle gemeinsam eine Lösung gefunden wird. So sieht das beispielsweise auch Avenir Suisse in ihrem neusten Buch zur AHV.
Das heute geltende „Bildungsobligatorium“, die allgemeine Schulpflicht, ist ein gutes Beispiel. Der wirtschaftliche Strukturwandel der aufkommenden Industrialisierung und die damit verbundenen wirtschaftlichen, technischen und gesellschaftlichen Veränderungen führten in der Schweiz im 19.Jahrhundert zu grossen Problemen. Damals wurde richtig erkannt, dass sich diese Herausforderungen nur mit einer Erhöhung des Bildungsniveaus der ganzen Bevölkerung bewältigen lassen. Mit der Einführung der allgemeinen Schulpflicht, damals auch nicht unbestritten, wurde der Grundstein für eine grosse Erfolgsgeschichte gelegt. 

Für Travail.Suisse ist klar, dass wir heute mit den laufenden sozialen, wirtschaftlichen und technologischen Veränderungen vor ähnlich grossen Herausforderungen stehen wie zu Beginn der Industrialisierung. Der Erhalt eines hohen und aktuellen Bildungsstandes von einem Grossteil der Arbeitnehmenden in der Schweiz wird für die Bewältigung dieser Herausforderungen und für den zukünftigen Erfolg der Schweiz von ähnlicher Tragweite sein wie die Einführung des Schulobligatoriums im 19. Jahrhundert. Deshalb ist für Travail.Suisse ein Weiterbildungsobligatorium kein Schreckgespenst, sondern der Königsweg einer neuen Weiterbildungspolitik.
PS: Wir reden heute über die Einführung eines Weiterbildungsobligatoriums im neuen Weiterbildungsgesetz. Dieses wird bestenfalls in einigen Jahren, also erst nach der aktuellen Krise, in Kraft treten. Kein Unternehmen würde als in der jetzigen schwierigen wirtschaftlichen Situation mit neuen Ansprüchen konfrontiert. Vielmehr würde das Weiterbildungsobligatorium dazu beitragen, dass in guten Zeiten alle Arbeitnehmenden auf die Veränderungen in der Krise vorbereitet würden, wovon auch die Unternehmen profitieren könnten. 

